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Inhalt:
Nr . 58. Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom 8. Juli 1929 zur

Änderung des Gesetzes vom 12. Juli 1924 zur Ausführung
des Finanzausgleichsgesetzes.

Nr . 59. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 8. Juli 1929,
betreffend Gesetz für den Freistaat Oldenburg zur Ausführung
des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern
und Gemeinden (Finanzausgleichsgesetz).

Nr. 58.
Gesetz für den Freistaat Oldenburg zur Änderung des Gesetzes vom

12. Juli 1924 zur Ausführung des Finanzausgleichsgesetzes.
Oldenburg, den 8. Juli 1929.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Freistaat Oldenburg,
was folgt:

Artikel I.

Das Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom
12. Juli 1924 zur Ausführung des Gesetzes über den
Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden



222

(Finanzausgleichsgesetz) in der Fassung der Bekannt¬
machung des Staatsministeriums vom 1. Juni 1928
und des Gesetzes vom 24. November 1928 wird, wie
folgt , geändert:

1.

Der Z 5 erhält folgende Fassung:
Die Gemeinden sind berechtigt, Zuschläge zur

Grundsteuer bis zum Dreifachen und zur Gebäudesteuer
bis zum Einfachen des Grundbetrages der staatlich ver¬
anlagten Steuer des Rechnungsjahres zu erheben.

2.

Im Z 6 Abs. 1 sind in der zweiten Zeile, zwischen
den Worten „sind" und „auf" die Worte einzufügen
„bis zu 15 da" .

3.

In 8 Zeile 2, werden die Worte „der staat¬
lichen Steuer " ersetzt durch die Worte : „des Grund¬
betrages der staatlichen Steuer " .

4.

In 8 10 Abs. 2 wird Zeile 7 gestrichen und er¬
setzt durch folgende Worte : „spätestens vier Wochen
nach Inkrafttreten des für das Rechnungsjahr geltenden
Ausführungsgesetzes zum Finanzausgleichsgesetz" .

5.

Der 8 10n wird gestrichen.

6.

An die Stelle des bisherigen 8 10a wird folgender
8 10a neu eingeschoben:



Die Gemeinden sind verpflichtet , den in ihrem Ge¬
meindebezirk befindlichen Ortsgenossenschaften einen Teil
des örtlichen Aufkommens an Gemeindesteuern aus den
Ortsgenossenschaftsbezirken als Zuschuß zu gewähren , so¬
weit die Gemeinden unter Berücksichtigung ihrer eigenen
notwendigen Ausgaben hierzu in der Lage sind und die
Ortsgenossenschaften eines Zuschusses zur Deckung ihrer
notwendigen Ausgaben bedürfen . Kommt eine Eini¬
gung nicht zustande , so entscheidet die Aufsichtsbehörde
nach billigem Ermessen . Eine Anfechtung der Ent¬
scheidung findet nicht statt.

Ist eine Gemeinde nach der Entscheidung der Auf¬
sichtsbehörde nicht in der Lage , eine Ortsgenossenschaft
an ihrem Steueraufkommen ausreichend zu beteiligen,
so hat die Ortsgenossenschaft das Recht , neben dem von
der Gemeinde nach 8 5 dieses Gesetzes erhobenen Zu¬
schläge zur Gebäudesteuer einen weiteren Zuschlag zu
erheben , der jedoch 100 o/o des Erundbetrages der staat¬
lichen Steuer nicht übersteigen darf.

7.

In der zweiten Zeile des 8 11 wird statt „ 8 10
und 8 10 a " gesetzt „ und 8 10 " .

8.

In Z 15 , drittletzte Zeile , wird hinter „ beteiligen"
ein Strichpunkt gesetzt und folgender Satz nachgesügt:
„die Stadtgemeinden werden mit dem Doppelten ihrer
Einwohnerzahl angesetzt ."

9.

In 8 16 Abs . 2 wird das Wort „unverändert"
ersetzt durch das Wort „ unberührt " .
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10.

Der K 17 Abs . 1 erhält folgende Fassung:

Die Vorschriften der bestehenden Gesetzgebung über

die Umlegung von Steuern durch Gemeindeoerbände
über Gemeinden bleiben unberührt mit der Matzgabe,

datz an Stelle der oldenburgischen staatlichen Einkommen¬
steuer ein Drittel der aus die betreffende Gemeinde nach
dem Rechnungsanteil gemätz den Bestimmungen des

Reichsfinanzausgleichsgesetzes entfallenden Reichseinkom¬
men - und Körperschaftssteuer (Landes - und Eemeinde-
anteile ) tritt , und datz auch ohne das Vorliegen be¬

sonderer Gründe mit Genehmigung des Ministeriums
des Innern (der Regierung ) ein besonderer Verteilungs-
mahstab beschlossen werden kann . Im Landesteil Olden¬
burg ist für die Umlagen der Amtsverbände das Drittel
des Landes - und Gemeindeanteils an der Einkommen-

und Körperschaftssteuer einer Gemeinde mindestens mit
dem l '/zfachen des Betrages ihrer einfachen staatlichen
Grund - und Gebäudesteuer anzusetzen . In der Be¬

rechnung nicht mit anzusetzen sind die Beträge der

Grund - und Gebäudesteuer solcher Grundstücke und Ge¬

bäude , deren Erträge nach dem Reichseinkommen - und

Körperschaftssteuergesetz gesetzlich der Besteuerung nicht
unterliegen.

11.

Die ZZ 20 und 20 a werden ersetzt durch die nach¬

folgenden Z8 20 , 20 a , 20 b und 20 c.

8 20.

1. Zu den Ausgaben für das Diensteinkommen der

Volksschullehrer und der Lehrer an Volksschulerweite¬
rungsklassen und für an nicht vollbeschäftigte technische

Lehrpersonen zu zahlende Vergütungen werden allen
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Gemeinden, in denen diese Ausgaben 85 vom Hundert
des der Gemeinde zufließenden Anteils an der Reichs¬
einkommen- und Körperschaftssteuer übersteigen, zur
Deckung des überschießenden Betrages aus der Landes¬
kasse Beihilfen gewährt. Ausgaben für Schulen oder
Klassen, die nicht von der oberen Schulbehörde ge¬
nehmigt oder nachträglich als notwendig anerkannt sind,
bleiben unberücksichtigt; außerordentliche Bewilligungen
seitens einer Gemeinde kommen nur insoweit in Be¬
tracht, als sie vom Ministerium der Kirchen und Schulen
genehmigt sind.

Die genannten Beihilfen an die Gemeinden dürfen
die im Haushalt der Landeskassen zur Verfügung ge¬
stellten Summen nicht überschreiten und sind verhält¬
nismäßig zu kürzen.

Macht eine Gemeinde durch Zusammenlegung von
Klassen und dergleichen Ersparnisse, so hat die Gemeinde
Anspruch auf Weiterzahlung der Hälfte des für die
Gemeinde ersparten Staatszuschusses aus der Landes¬
kasse.

2. In die Haushalte der Landeskassen sind zum
Lastenausgleich bezüglich der Kosten für die höheren
Schulen, höheren Bürger -, höheren Mädchen- und Mittel¬
schulen der Gemeinden und der Volksschulhausbauten so¬
wie der Berufs -, Handels- und höheren Handelsschulen,
der landwirtschaftlichen Schulen, der Wanderhaushal¬
tungsschulen der Gemeinden und Gemeindeverbände, der
höheren Privatlehranstalten sowie der privaten Volks¬
schulen Beträge einzustellen, die nach den dafür auf¬
zustellenden Grundsätzen zu ermitteln sind.

§ 20 a.

1. Zum weiteren Lastenausgleich wird aus den Be¬
trägen, die den Gemeinden aus einem Gesamtlandes-
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anteil an der Reichseintommen -, Körperschafts - und Um¬
satzsteuer über 2,4 Milliarden Reichsmark hinaus gemäß
Z I ff. dieses Gesetzes zufließen würden , ein Ausgleichs¬
stock gebildet . Die für das Rechnungsjahr 1928 er¬
lassenen Bestimmungen über die Verteilung eines
etwaigen Restes des Ausgleichsstocks werden mit rück¬
wirkender Kraft aufgehoben ; die für die Zwecke des
Ausgleichsstocks 1928 nicht verbrauchten Beträge fließen
in den Ausgleichsstock für das Rechnungsjahr 1929.

2. Aus dem Ausgleichsstock find zu decken:
I. für persönliche Volksschullasten (Z 20 Abs. 1)

a) die Ausgaben der Gemeinden , die 85 o/o ihres
Anteils an der Reichseinkommen- und Körper¬
schaftssteuer übersteigen und durch Staatszuschuß
nicht gedeckt sind. Im Landesteil Birkenfeld
werden diese Zuwendungen um 50 °/u der staat¬
lichen Grundsteuer gekürzt;

b) diejenigen Beträge , die die Gemeinden an
Staatszuschuß und nach a) 1929 weniger er¬
halten würden , als sie 1928 an Staatszuschuß
und aus dem Ausgleichsstock erhalten haben,
im Landesteil Oldenburg bis zu einem Gesamt¬
beträge von 300 000

II. für die höheren Schulen , höheren Bürger -, höheren
Mädchen- und Mittelschulen der Gemeinden , die Be¬
rufsschulen, die Handels - und höheren Handels¬
schulen, die landwirtschaftlichen Schulen , hie Wan¬
derhaushaltungsschulen der Gemeinden und Ee-
meindeverbände und die höheren Privatlehranstalten
dieselben Beträge , die sie im Rechnungsjahre 1928
aus dem Ausgleichsstock erhalten haben.

Das Staatsministerium hat durch Abbau oder
Neueinstellung von Lehrkräften hervorgerufene Ver¬
änderungen unter entsprechender Anwendung der
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für 1928 maßgebenden Bestimmungen bei der Be¬

messung der Beteiligung zu berücksichtigen.

III . Im Landesteil Lübeck sind aus dem Ausgleichsstock

die Härten auszugleichen , die in den Rechnungs¬

jahren 1928 und 1929 durch eine Verschiebung der

Verteilungsgrundlage für die Gemeindeanteile an

der Einkommen - und Körperschaftssteuer infolge

Steigerung des Rechnungsanteils einzelner Gemein¬

den entstehen ; auf die Leistungen aus dem Aus¬

gleichsstock nach 8 20a Ziffer 2 I sind die Mehr¬

beträge , die einzelnen Gemeinden infolge einer Ver¬

schiebung der Verteilungsgrundlage für die Ein¬

kommen - und Körperschaftssteuer zufließen , anzu¬

rechnen.

IV . Gemeinden , die das Zuschlagsrecht zur staatlichen

Grund - und Gebäudesteuer — Wegesteuern , Wege¬

umlagen und Naturalleistungen sind entsprechend

ihrem Umfang anzurechnen — , zur 'Gewerbesteuer

und Hauszinssteuer nicht voll ausgeschöpft haben,

werden die aus dem Ausgleichsstock zu zahlenden

Beträge um die nicht erhobenen Steuerbeträge

gekürzt.

8 20 b.

Aus dem Ausgleichsstock können nach den vom

Staatsministerium aufzustellenden , dem Landtage mit¬

zuteilenden Grundsätzen an Gemeinden , die nach diesen

Grundsätzen als notleidend anzusehen sind , zinslose Dar¬

lehen gewährt werden unter der Voraussetzung , daß die

Gemeinden mit Genehmigung des Staatsministeriums

1 . Zuschläge zur staatlichen Grund -, Gebäude - und

Gewerbesteuer und zur staatlichen Steuer vom

bßbautßn Grundbesitz oder zu einer oder mehreren



dieser Steuern Mer die in den 5, 7 und 10
dieses Gesetzes bestimmten Höchstgrenzen hinaus,

2. nach § 16 Abs . 1 dieses Gesetzes Statuten , die
etwa die Hälfte des Ertrages der in Ziffer 1
vorgesehenen Zuschläge erbringen sollen,

beschließen.

8 20 c.

Reicht der Ausgleichsstock nicht aus , so ist er unter
Vermeidung der Ansammlung von Restbeträgen aus
dem Gemeindeanteil an der Reichseinkommen - und Kör¬
perschaftssteuer um die Beträge zu verstärken , die in
Erfüllung des 8 20u und nach der endgültigen Ge¬
staltung dieses Gesetzes notwendig sind , für den Landes¬
teil Oldenburg jedoch nur bis zur Höchstsumme von
500 000 OLK.

Artikel II.

Die Gültigkeitsdauer des Gesetzes für den Frei¬
staat Oldenburg vom 12 . Juli 1924 zur Ausführung
des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Reich,
Ländern und Gemeinden (Finanzausgleichsgesetz ) in der
Fassung der Bekanntmachung des Staatsministeriums
vom 1. Juni 1928 und des Gesetzes vom 24 . Novem¬
ber 1928 wird mit den aus Artikel I sich ergebenden
Aenderungen bis zum 1. April 1930 verlängert.

Artikel III.

Das Staatsministerium wird ermächtigt , den Tert
des Gesetzes , wie er sich aus den Artikeln I und II
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ergibt , als Gesetz zur Ausführung des Gesetzes über

den Finanzausgleich zwischen Reich , Ländern und Ge¬
meinden (Finanzausgleichsgesetz ) zu veröffentlichen,

Oldenburg , den 8 . Juli 1929.

Staatsministerium.

(Siegel ) v . Finck h . vr . Driver.

Hartong.

Nr. 59.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Gesetz für den

Freistaat Oldenburg zur Ausführung des Gesetzes über den Fi¬
nanzausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden (Fiuanz-
ausgleichsgesetz) .

Oldenburg , den 8 . Juli 1929.

Auf Grund der Ermächtigung in Artikel lll des

Gesetzes für den Freistaat Oldenburg vom 8 . Juli 1929
zur Aenderung des Gesetzes vom 12 . Juli 1924 zur

Ausführung des Finanzausgleichsgesetzes wird nach¬

stehend der Tert dieses Gesetzes , wie er sich aus den
vom Landtage beschlossenen Aenderungen ergibt , als

Gesetz zur Ausführung des Gesetzes über den Finanz¬
ausgleich zwischen Reich , Ländern und Gemeinden
(Finanzausgleichsgesetz ) bekanntgemacht.

Oldenburg , den 8 . Juli 1929.

Staatsmimsterium.

v. Finckh . Or . Driver.
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8 1.

Die nach dem Reichsfinanzausgleichsgesetz auf den
Freistaat Oldenburg entfallenden Anteile an dem Auf¬
kommen an Einkommensteuer und an Körperschaftssteuer
werden für die Landeskassen vereinnahmt.

Von den einkommenden Beträgen verbleiben drei
Siebentel den Landeskassen , die übrigen vier Siebentel
bilden den Gemeindeanteil . Der Eemeindeanteil wird
nach dem Verhältnisse der Einkommen - und Körper¬
schaftssteuerrechnungsanteile , die reichsgesetzlich jeweils
für die Berechnung des Schlüsselanteils des Landes an
der , Einkommen - und Körperschaftssteuer maßgebend
sind , verteilt.

8 2.

Das nach dem Finanzausgleichsgesetz auf den Frei¬
staat Oldenburg entfallende Auskommen an Erund-
erwerbssteuer wird für die Landeskassen vereinnahmt
und von diesen im Landesteil Oldenburg zur Hälfte
den Gemeinden und in den Landesteilen Lübeck und
Birkenfeld je zu einem Viertel dem Landesverband und
den Gemeinden zugeführt.

Die Gemeinden des Landesteils Oldenburg , sowie
die Landesverbände der Landßsteile Lübeck und Birken¬
feld können einen Zuschlag zur Grunderwerbssteuer bis
zu den bei der reichsrechtlichen Regelung des Finanz¬
ausgleichs zwischen Reich, Ländern und Gemeinden zu¬
gelassenen Höchstsätzen erheben.

Der Zuschlag wird durch Beschluß der Gemeinde¬
vertretung oder des Landesausfchusses festgesetzt,
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8 3.

Die dem Freistaat Oldenburg nach dem Neichs-
sinanzausgleichsgesetz zuflietzenden Anteile an der Um¬
satzsteuer und der Rennroettsteuer sind an die Landes-
kassen abzuführen.

8 4.

Von den Eingängen an Umsatzsteuer verbleiben
zwei Fünftel den Landeskassen, die übrigen drei Fünftel
bilden den Gemeindeanteil . Der Gemeindeanteil wird

vom Ministerium des Innern an die Gemeinden und
Gemeindeverbände zur Hälfte nach der Bevölkerungs¬
zahl verteilt , die andere Hälfte wird nach dem Ist-
aufkommen der einzelnen Finanzamtsbezirke zerlegt und
die hiernach errechneten Anteile auf die einzelnen Ge¬
meinden des Finanzamtsbezirks nach den für die Ver¬
teilung der Einkommen- und Körperschaftssteuer maß¬
gebenden Verteilungsschlüsseln (Z I Abs. 2 Satz 2)
verteilt , und zwar erhalten im Landesteil Oldenburg die
Amtsverbände und in den Landesteilen Lübeck und Bir¬

kenfeld der Landesverband ein Drittel und die Ge¬
meinden zwei Drittel.

8 4a.

Als Anteile an der Reichseinkommen- und Körper¬
schaftssteuer und an der Umsatzsteuer gelten auch die
Beträge , die vom Reich auf Grund des Reichsfinanz¬
ausgleichsgesetzes zur Deckung eines etwaigen Ausfalls
an der Reichseinkommen- und Körperschaftssteuer und
an der Umsatzsteuer zur Verfügung gestellt werden.
Die vom Reich nach den Vorschriften über die Ver¬

teilung der Umsatzsteuer überwiesene Summe gilt gan^
als Umsatzsteuer.
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8 5.
Die Gemeinden sind berechtigt , Zuschläge zur

Grundsteuer bis zum Dreifachen und zur Gebäudesteuer
bis zum Einfachen des Grundbetrages der staatlich ver¬
anlagten Steuer des Rechnungsjahres zu erheben.

8 6.

Die in den letzten 10 Jahren in Kultur genommenen
Flächen sind bis zu 15 du auf Antrag des Steuer¬
pflichtigen von den Eemeindezuschlägen zur Grundsteuer
frei zu stellen.

Der Antrag mutz innerhalb einer von der Ge¬
meinde zu setzenden Frist gestellt werden , die mindestens
14 Tage , vom Tage der Bekanntmachung an gerechnet,
betragen mutz.

8 7-
Die Gemeinden sind berechtigt , Zuschläge zur Ge¬

werbesteuer bis zum Dreifachen des Erundbetrages der
staatlichen Steuer nach Maßgabe der Gewerbesteuergesetze
für die drei Landesteile in der jeweils gültigen Fassung
zu erheben.

Die Gemeinden sind berechtigt , durch Statut be¬
sondere Gewerbesteuern einzuführen:

1. für fabrikmäßige Unternehmungen , in deren Be¬
triebe in der Regel mindestens 30 Arbeiter und
Angestellte beschäftigt werden,

2. für zur Ausübung des stehenden Gewerbe¬
betriebes unterhaltene Betriebsstätten (im Sinne
des Finanzausgleichsgesetzes ) von Betrieben , deren
Hauptsitz außerhalb des Landesteils liegt , und
die nicht zu einer Steuer nach Ziffer 1 heran¬
gezogen werden.



Steuerpflichtige, die zu einer besonderen Gewerbe
steuer herangezogen werden, find von der Zahlung von
Zuschlägen zur Gewerbesteuer befreit.

Eine Abstufung der Zuschläge ist nicht gestattet.
Die Heranziehung hat hinsichtlich sämtlicher zur Steuer
veranlagter Gewerbebetriebe zu erfolgen.

8 8.
Bei der Erhebung von Zuschlägen zu den Steuern

vom Grundvermögen und vom Gewerbe darf die Ge¬
werbesteuer, nach Hundertsätzen der staatlich veranlagten
Steuer berechnet, höchstens doppelt so stark herangezogen
werden wie die Grundsteuer und umgekehrt, und die
Gebäudesteuer darf nicht höher als zu einem Drittel
im Verhältnis zur Grundsteuer herangezogen werden.
Werden keine Zuschläge zur Gewerbesteuer gehoben, so
darf an Zuschlägen zur Grundsteuer nicht über 100 v. H.
erhoben werden.

Ausnahmen können aus besonderen Gründen vom
Staatsministerium zugelassen werden.

Für die Landesteile Lübeck und Virkenfeld kann
das Staatsministerium das Recht zur Erteilung dieser
Genehmigung den Regierungen übertragen.

8 9.
Wenn die Gemeinden an Stelle der Zuschläge zur

Grundsteuer oder zur Gebäudesteuer oder zur Gewerbe¬
steuer oder neben solchen Zuschlägen besondere Steuern
vom Grundbesitz oder besondere Gewerbesteuern erheben,
so gelten die in den 88 5, 7 und 8 vorgeschriebenen
Höchstgrenzen für das Jahresaufkommen der besonderen
Steuer oder für den Betrag, der sich aus der Zu¬
sammenrechnung des Jahresaufkommens der besonderen
Steuer und der Zuschläge ergibt. Das Staatsmini-



sterium bestimmt bei der Entscheidung über die Ge¬
nehmigung der Steuerordnung , ob und wie weit die
Höchstgrenze unter Berücksichtigung der Vorschriften des
8 8 des Finanzausgleichsgesetzes und der besonderen
Verhältnisse der Gemeinden überschritten werden darf.

8 10.

Die Gemeinden sind berechtigt , Zuschläge zu der
Steuer vom bebauten Grundbesitz bis zu 50 »/» der
jeweilig zur Hebung kommenden staatlichen Steuer nach
Maßgabe der Gesetze, betreffend die Erhebung einer
Steuer vom bebauten Grundbesitz für die drei Landes¬
teile , zu erheben.

Die Gemeindeverbände — im Landesteil Birkenfeld
die Bürgermeistereien — haben dasselbe Recht , wenn
sie für die Gemeinden ihres Bezirks die mit der För¬
derung des Wohnungsbaues verbundenen Lasten über¬
nehmen . Faßt der Amtsrat oder Bürgermeistereirat
einen entsprechenden Beschluß in erster Lesung nicht
spätestens 4 Wochen nach Inkrafttreten des für das
Rechnungsjahr geltenden Ausführungsgesetzes zum
Finanzausgleichsgesetz , so können die Gemeinden , so¬
weit der Gemeindeverband keinen Zuschlag oder den
Zuschlag nicht in voller Höhe erhebt , selbst den Zu¬
schlag bis zur Höchstgrenze von 100 »/» der staatlichen
Steuer erheben.

Im Landesteil Birkenfeld fließt von dem Auf¬
kommens der nach dem Gesetz, betreffend die Erhebung
einer Steher vom bebauten Grundbesitz , für die Landes¬
kasse erhobenen Steuer ein Sechstel in die Hasse des
Landesverbandes.

Die Bestimmungen der Gesetze für die drei Landes¬
teile , betreffend die Erhebung einer Steuer vom bebauten
Grundbesitz , sind entsprechend anzuwenden . Die in diesen



Gesetzen vorgesehene Erstattung und Anrechnung laufen¬

der Geldverpflichtungen bleiben jedoch bei der Berech¬

nung der Zuschläge der Gemeinden und Gemeindever¬

bände außer Betracht . Soweit die zu erstattenden oder

anzurechnenden laufenden Geldverpflichtungen die staat¬

liche Steuer vom bebauten Grundbesitz übersteigen , ist

der Zuschlag der Gemeinden und Gemeindeverbände an¬

teilmäßig zu kürzen.
Soweit das Staatsministerium Vorauszahlungen

auf die staatliche Steuer bestimmt , sind die Gemeinden

und Gemeindeverbände berechtigt , entsprechende Voraus¬

zahlungen auf ihre beschlossenen Zuschläge zu erheben,'

einer besonderen Beschlußfassung der Vertretung bedarf

es nicht.

8 10 a.

Die Gemeinden sind verpflichtet , den in ihrem Ge¬

meindebezirk befindlichen Ortsgenossenschaften einen Teil

des örtlichen Aufkommens an Gemeindesteuern aus den

Ortsgenossenschastsbezirken als Zuschuß zu gewähren , so¬

weit die Gemeinden unter Berücksichtigung ihrer eigenen

notwendigen Ausgaben hierzu in der Lage sind und die

Ortsgenossenschaften eines Zuschusses zur Deckung ihrer

notwendigen Ausgaben bedürfen . Kommt eine Eini¬

gung nicht zustande , so entscheidet die Aufsichtsbehörde
nach billigem Ermessen . Eine Anfechtung der Ent¬

scheidung findet nicht statt.
Ist eine Gemeinde nach der Entscheidung der Auf¬

sichtsbehörde nicht in der Lage , eine Ortsgenossenschaft
an ihrem Steueraufkommen ausreichend zu beteiligen,

so hat die Ortsgenossenschaft das Recht , neben dem von

der Gemeinde nach 8 5 dieses Gesetzes erhobenen Zu¬

schläge zur Gebäudesteuer einen weiteren Zuschlag zu

erheben , der jedoch 100 »/o des Grundbetrages der staat¬

lichen Steuer nicht übersteigen darf.



11.

Beschlüsse der Gemeinden nach -8- 2 - Abs. ' 3, § 5,
8 7 Abs. 1 und 8 10 müssen unter Beobachtung der
Vorschriften des Artikels 27 der Gemeindeordnung
für die Landesteile Oldenburg und Lübeck und des
Artikels 43 der Gemeindeordnung für den Landesteil
Birkenfeld gefaßt werden.

8 12.
Die Gemeinden sind berechtigt, bei Veräußerung

von Grundstücken aus Grund eines Statuts eine Wert¬
zuwachssteuer zu erheben. Sie sind dazu verpflichtet,
soweit es sich um Grundstücke handelt, deren Ver¬
äußerer das Eigentum an den Grundstücken in der Zeit
vom 1. Januar 1919 bis zum 31. Dezember 1924 er¬
worben haben.

Die Veranlagung der Steuer erfolgt durch den
Amtsverband , dem die Gemeinde angehört. Der Amts¬
verband erhält eine Veranlagungsgebühr von 4 v. H.
des Steuerbetrages . Die Hebung der Steuer erfolgt
durch die Gemeinde, die 4 v. H. des jeweiligen Hebungs¬
betrages unverzüglich an den Amtsverband abzuführen
hat . In den Landesteilen Lübeck und Birkenfeld tritt
an die Stelle des Amtsverbandes der Landesverband.

Die Gemeinden sind berechtigt, die Veranlagung
der Steuer im Wege der Vereinbarung durch die
Finanzämter vornehmen zu lassen. Wegen der Zu¬
lässigkeit der Rechtsmittel, der Rechtsmittelverfahren und
der Kosten des Verfahrens finden dann die Vorschriften
der 88 217 — 297 der Reichsabgabenordnung vom
13. Dezember 1919 entsprechende Anwendung; jedoch
tritt in den Füllen , in denen nach der Reichsabgaben¬
ordnung die Zuständigkeit des Reichsfinanzhoss zur Ent¬
scheidung begründet ist, an dessen Stelle das Oberver-



waltungsgericht Oldenburg ; für das Verfahren finden
aber auch in diesen Fällen die Vorschriften der Reichs¬
abgabenordnung entsprechende Anwendung.

8 13.

Die Gemeinden sind berechtigt , zu Zwecken der
öffentlichen Wegeunterhaltung eine durch Statut ein¬
zuführende Steuer für die Benutzung der Wege durch
Fahrzeuge (Wegesteuer ) zu erheben . In Amtsbezirken,
in denen Amtswege vorhanden sind , haben neben ihnen
die Amtsverbände hinsichtlich ihrer Wege die gleiche Be¬
rechtigung , ebenso die Landesverbände in den Landes¬
teilen Lübeck und Birkenfeld.

Die Steuer ist in den Landesteilen Oldenburg und
Lübeck nach den Bestimmungen der Wegeordnungen dieser
Landesteile über die Verteilung der Kosten der Unter¬
haltung der befestigten Gemeindewege umzulegen mit
der Maßgabe , daß an Stelle der Eesamtsteuer die
Grund - und Gebäudesteuer tritt . Auch im Landesteil
Birkenfeld ist die Steuer nach der Grund - und Ee-
bäudesteuer umzulegen . Die Steuer ist bei landwirt¬
schaftlichen Betrieben von dem Inhaber des Betriebes zu
entrichten.

Bei gewerblichen und anderen nicht landwirtschaft¬
lichen Betrieben , in denen Fahrzeuge gehalten werden,
ist die Steuer nach Fahrzeugen oder nach Zugtieren
umzulegen . Das Gleiche gilt für gewerbliche Neben¬
betriebe der Landwirtschaft , wie Ziegeleien , Brennereien,
Molkereien , Torfgräbereien usw ., sowie für Privatper¬
sonen , die Fahrzeuge oder Zugtiere halten.

In den Landesteilen Lübeck und Birkenfeld sowie
in denjenigen Amtsbezirken , in denen die Wegesteuer
von den Amtsverbänden erhoben wird , sind die Ge¬
meinden auf Verlangen der Gemeindeverbände zur un-
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entgeltlichen Mitwirkung bei der Verwaltung der Steuer
und zu ihrer Hebung verpflichtet.

Die Reichskraftsahrzeugsteuer fließt im Landesteil
l Oldenburg der Landeskasse und in den Landesteilen

Lübeck und Birkenfeld den Landesverbänden zu.
An der Hälfte der dem Landesteil Oldenburg zu¬

fließenden Erträgnisse werden die Amtsoerbände und
Gemeinden beteiligt , die die vom Ministerium des
Innern als Durchgangsstraße festgestellten Chaussee-

^ strecken zu unterhalten haben , und zwar nach dem Ver¬
hältnis der Länge dieser Strecken zur Länge der Staats¬
chausseen.

8 14.

Die Amtsverbände einschließlich der einen eigenen
Amtsverband bildenden Städte und die Landesverbände
sind verpflichtet , Vergnügungssteuern gemäß den vom
Reichsrat erlassenen Bestimmungen über die Ver¬
gnügungssteuer zu erheben . Sie haben ihre Gemeinden
mit zwei Dritteln des örtlichen Auskommens zu be¬
teiligen.

Die Gemeinden sind verpflichtet , bei der Verwaltung
und Hebung der Steuern unentgeltlich mitzuwirken.

8 15.

Die Amtsverbände einschließlich der einen eigenen
Amtsverband bildenden Städte und die Landesverbände
sind berechtigt , im Wege des Statuts nach Maßgabe
des Z 15 des Reichsfinanzausgleichsgesetzes in der
Fassung des 8 2 Ziffer 3 des Reichsgesetzes zur Ueber-
gangsregelung des Finanzausgleichs zwischen Reich , Län¬
dern und Gemeinden vom 9. April 1927 Steuern auf
den örtlichen Verbrauch von Bier zu erheben . Sie



haben ihre Gemeinden nach der Bevölkerungszahl mit
zwei Dritteln des Aufkommens zu beteiligen ; die Stadt¬
gemeinden werden mit dem Doppelten ihrer Einwohner¬
zahl -angesetzt . Die Gemeinden sind verpflichtet , bei
der Verwaltung und Hebung der Steuern unentgelt¬
lich mitzuwirken.

Wenn Amtsoerbände und Landesverbände von dem

Recht keinen Gebrauch machen , steht es ihren Gemein¬

den zu.

8 16.

Die Eem -einden sind berechtigt , vorbehältlich der
in den Z8 5 und 7 dieses Gesetzes gegebenen Ein¬
schränkungen , Steuern , Beiträge , Gebühren jeder Art,
Naturaldienste und Kurtaxen durch Statut zu be¬
schließen.

Die Bestimmung des Gesetzes für das Herzogtum
Oldenburg vom 5 . März 1897 , betreffend Erhebung
einer Kurtaxe in Wangerooge , und des Gesetzes für
das Fürstentum Lübeck vom 5 . März 1900 , betreffend
Erhebung einer Kurtaxe in Niendorf , Klein -Timmen¬
dorfer Strand , Scharbeutz und Hafskrug und betreffend
Bildung eines Ostseebäderfonds , und vom 7 . November
1904 , betreffend eine Kurtaxe in den zu den Ostsee¬
bädern gehörigen Kur - und Badeorten , bleiben un¬
berührt.

Die Amtsverbände und Landesverbände können die

Leistung von persönlichen und Naturaldiensten zur Aus¬
führung von Arbeiten für den Amtsverband oder Lan¬

desverband unter Wahrung der Grundsätze der Nach¬
bargleichheit abweichend von den Bestimmungen der
Artikel 51 und 52 der Gemeindeordnungen für die Lan¬
desteile Oldenburg und Lübeck oder des Artikels 72

der Gemeindeordnung für den Landesteil Birkenfeld so-
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wie abweichend von den Vorschriften der Wegeordnungen
für die Landesteile Oldenburg und Lübeck oder des
Wegegesetzes für den Landesteil Birkenfeld durch Statut
regeln.

8 17.

Die Vorschriften der bestehenden Gesetzgebung über
die Umlegung von Steuern durch Gemeindeoerbände
über Gemeinden bleiben unberührt mit der Matzgabe,
datz an Stelle der oldenburgischen staatlichen Einkommen¬
steuer ein Drittel der auf die betreffende Gemeinde nach
dem Rechnungsanteil gemätz den Bestimmungen des
Reichsfinanzausgleichsgesetzes entfallenden Reichseinkom¬
men - und Körperschaftssteuer (Landes - und Eemeinde-
anteile ) tritt , und datz auch ohne das Vorliegen be¬
sonderer Gründe mit Genehmigung des Ministeriums
des Innern (der Regierung ) ein besonderer Verteilungs¬
matzstab beschlossen werden kann . Im Landesteil Olden¬
burg ist für die Umlagen der Amtsverbände das Drittes
des Landes - und Eemeindeanteils an der Einkommen-
und Körperschaftssteuer einer Gemeinde mindestens mit
dem Itzzfachen des Betrages ihrer einfachen staatlichen
Grund - und Gebäudesteuer anzusetzen . In der Be¬
rechnung nicht mit anzusetzen sind die Beträge 1>er
Grund - und Gebäudesteuer solcher Grundstücke und Ge¬
bäude , deren Erträge nach dem Reichseinkommen - und
Körperschaftssteuergesetz gesetzlich der Besteuerung nicht
unterliegen.

Von dem der Gemeinde nach Z 1 Abs . 2 dieses
Gesetzes zustehenden Anteil an der Reichseinkommen-
und Körperschaftssteuer ist auf Antrag des Amtsvor¬
standes vom Ministerium der Finanzen — in den Lan¬
desteilen Lübeck und Birkenfeld aus Antrag des Landes¬
vorstandes von der Regierung — ein Teil zur Deckung
der vom Amtsrat — Landesausschüsfe — beschlossenen
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Umlage zu kürzen und an die Amtsverbandskasse-
Landesverbandskasse— abzuführen. Dieser Teil wird
nach dem Verhältnis bestimmt, in welchem im Vor¬
jahre die Höhe der von der Gemeinde an den Amts¬
verband — Landesverband— abzuführenden Umlage-
bekräge zu der Höhe der durch die Ueberweisungen
des Reiches und durch Steuern zu deckenden Ausgaben
der Gemeinde steht.

8 18.

Die durch Gesetz vom 17. August 1920 zur vor¬
läufigen Ausführung des Landessteuergesetzes auf¬
gehobenen Vorschriften, nach denen Eemeindeausgaben
durch Steuern bestimmter Art zu decken waren, soweit
sie nicht die Deckung von Ausgaben durch Steuern
vom Grundbesitz oder nach dem Viehbestand vor¬
schreiben, bleiben aufgehoben.

8 19-
Die Gemeinden sind verpflichtet, die ihnen zur Ver¬

fügung stehenden Steuern nach Maßgabe ihres Steuer-
bedarss unter Vermeidung von unverhältnismäßigen Be¬
lastungen einzelner Steuern auszunutzen.

Beschlüsse, die dem Abs. 1 zuwiderlausen, können
als gesetzwidrig beanstandet werden.

8 M.
1. Zu den Ausgaben für das Diensteinkommen der

Volks'schullehrer und der Lehrer an Volksschulerweite-
rungsklassen und für an nicht vollbeschäftigte technische
Lehrpersonen zu zahlende Vergütungen werden allen
Gemeinden, in denen diese Ausgaben 85 vom Hundert
des der Gemeinde zufließenden Anteils an der Reichs-



242

einkommen- und Körperschaftssteuer übersteigen, zur
Deckung des überschießenden Betrages aus der Landes¬
tasse Beihilfen gewährt . Ausgaben für Schulen oder
Klassen, die nicht von der oberen Schulbehörde ge¬
nehmigt oder nachträglich als notwendig anerkannt sind,
bleiben unberücksichtigt; außerordentliche Bewilligungen
seitens einer Gemeinde kommen nur insoweit in Be¬
tracht, als sie vom Ministerium der Kirchen und Schulen
genehmigt sind.

Die genannten Beihilfen an die Gemeinden dürfen
die im Haushalt der Landeskassen zur Verfügung ge¬
stellten Summen nicht überschreiten und sind oerhält-
-nismäßig zu kürzen.

Macht eine Gemeinde durch Zusammenlegung von
Klassen und dergleichen Ersparnisse , so hat die Gemeinde
Anspruch auf Weiterzahlung der Hälfte des für die
Gemeinde ersparten Staatszuschusses aus der Landes¬
kasse.

2. In die Haushalte der Landeskassen sind zum
Lastenwusgleich bezüglich der Kosten für die höheren
Schulen , höheren Bürger -, höheren Mädchen- und Mittel¬
schulen der Gemeinden und der Volksschulhausbauten so¬
wie der Berufs -, Handels - und höheren Handelsschulen,
der landwirtschaftlichen Schulen , der Wanderhaushal¬
tungsschulen der Gemeinden und Gemeindeverbände , der
höheren Privatlehranstalten sowie der privaten Volks¬
schulen Beträge einzustellen, die nach den dafür auf¬
zustellenden Grundsätzen zu ermitteln sind.

Z 20 a.

1. Zum weiteren Lastenausgleich wird aus den Be¬
trägen , die den Gemeinden aus einem Gesamtlandes¬
anteil an der Reichseinkommen-, Körperschafts - und Um¬
satzsteuer über 2,4 Milliarden Reichsmark hinaus gemäß
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Z Iff.  dieses Gesetzes zufließen würden , ein Ausgleichs-
stock gebildet . Die für das Rechnungsjahr 1928 er¬
lassenen Bestimmungen über die Verteilung eines
etwaigen Restes des Ausgleichsstocks werden mit rück¬
wirkender Kraft aufgehoben ; die für die Zwecke des
Ausgleichsstocks 1928 nicht verbrauchten Beträge fließen
in den Ausgleichsstock für das Rechnungsjahr 1929.

2. Aus dem Ausgleichsstock sind zu decken:
I. für persönliche Volksschullasten (Z 20 Abs. 1)

a) die Ausgaben der Gemeinden, die 85 a/o ihres
Anteils an der Reichseinkommen- und Körper¬
schaftssteuer übersteigen und durch Staatszuschuß
nicht gedeckt sind. Im Landesteil Birkenfeld
werden diese Zuwendungen um 50 " o der staat¬
lichen Grundsteuer gekürzt;

1>) diejenigen Beträge , die die Gemeinden an
Staatszuschuß und nach a) 1929 weniger er¬
halten würden , als sie 1928 an Staatszuschuß
und aus dem Ausgleichsstock erhalten haben,
im Landesteik Oldenburg bis zu einem Gesamt¬
beträge von 300 000 .AK;

II. für die höheren Schulen, höheren Bürger -, höheren
Mädchen- und Mittelschulen der Gemeinden, die Be¬
rufsschulen, die Handels - und höheren Handels¬
schulen, die landwirtschaftlichen Schulen, die Wan-
derhaushaltungsschulen der Gemeinden und Ee-
meindeverbände und die höheren Privatlehranstalien
dieselben Beträge , die sie im Rechnungsjahre 4928
aus dem Ausgleichsstock erhalten haben.

Das Staatsministerium hat durch Abbau oder
Neueinstellung von Lehrkräften hervorgerufene Ver¬
änderungen unter entsprechender Anwendung der
für 1928 maßgebenden Bestimmungen bei der Be¬
messung der Beteiligung zu berücksichtigen.



UI . Im Landesteil Lübeck sind aus dem Ausgleichsstock
die Härten auszugleichen , die in den Rechnungs¬
jahren - 1928 und 1929 durch eine Verschiebung der
Verteilungsgrundlage für die Eemeindeanteile an
der Einkommen - und Körperschaftssteuer infolge
Steigerung des Rechnungsanteils einzelner Gemein¬
den/entstehen ; auf die Leistungen aus dem Aus¬
gleichsstock nach Z 20a Ziffer 2 I sind die Mehr¬
beträge , die einzelnen Gemeinden infolge einer Ver¬
schiebung der Verteilungsgrundlage für die Ein¬
kommen - und Körperschaftssteuer zufliesten , anzu¬
rechnen.

IV . Gemeinden , die das Zuschlagsrecht zur staatlichen
Grund - und Gebäudesteuer — Wegesteuern , Wege¬
umlagen und Naturalleistungen sind entsprechend
ihrem Umfang anzurechnen — , zur Gewerbesteuer
und Hauszinssteuer nicht voll ausgeschöpft haben,
werden die aus dem Ausgleichsstock zu zahlenden
Beträge um die nicht erhobenen Steuerbeträge
gekürzt.

8 20 b.

Aus dem Ausgleichsstock können nach den vom
Staatsministerium aufzustellenden , dem Landtage mit¬
zuteilenden Grundsätzen an Gemeinden , die nach diesen

. Grundsätzen als notleidend anzusehen sind, zinslose Dar-
-lehen gewährt werden unter der Voraussetzung , dast die
Gemeinden mit Genehmigung des Staatsministeriums

1. Zuschläge zur staatlichen Grund -, Gebäude - und
Gewerbesteuer und zur staatlichen Steuer vom
bebauten Grundbesitz oder zu einer oder mehreren
dieser Steuern über die in den 88 5, 7 und 10
dieses Gesetzes bestimmten Höchstgrenzen hinaus,
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2 . nach Z 16 Abs . 1 dieses Gesetzes Statuten , die
etwa die Hälfte des Ertrages der in Ziffer 1
vorgesehenen Zuschläge erbringen sollen,

beschließen.

8 20 L.

Reicht der Ausgleichsstock nicht aus , so ist er unter
Vermeidung der Ansammlung von Restbeträgen aus
dem Gemeindeanteil an der Reichseintommen - und Kör¬
perschaftssteuer um die Beträge zu verstärken , die in
Erfüllung des ß 20a und nach der endgültigen Ge¬
staltung dieses Gesetzes notwendig sind , für den Landes¬
teil Oldenburg jedoch nur bis zur Höchstsumme von
500 000 KZri.

8 21.

In den Steuerstatuten kann bestimmt werden , daß
die ZZ 162 — 216 der Reichsabgabenordnung oder ein¬
zelne Vorschriften aus ihnen sinngemäß Anwendung
finden sollen.

Wegen Steuerhinterziehung ( Z 359 Reichsabgaben¬
ordnung ) können Geldstrafen bis zum fünffachen Betrage
der hinterzogenen Steuer angedroht werden . Aus das
Strafrecht und das Strafverfahren müssen die Vor¬
schriften der ZZ 355 bis 442 für entsprechend anwend¬
bar erklärt werden.

Hinsichtlich der Verjährung von Steueransprüchen
müssen die Vorschriften der ZZ 120 — 126 der Reichs¬
abgabenordnung für entsprechend ^ anwendbar erklärt

werden . . ^
n
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22.

Didfes Gesetz gilt für die^ Zeit vom 1. April 1929
bis 31. März 1930.

23.

Das Staatsministerium erläßt die zur Durchführung
dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen.
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